
Budapester Zeitung  

30 

P A N O R A M A

23. Februar 2024 | Nr. 4

Glosse: Eindrücke eines Neu-Ungarn

Demonstrationen  
für die Regierung

Ungarn ist ein kinderfreundliches Land, wo der Kinderschutz oberste Priorität genießt.

 � Von DetleV Schönauer

So erließ die Regierung 2021 das so

genannte Kinderschutzgesetz, das 

unter anderem woke LGBTQPro

paganda gegenüber Minderjährigen ver

bietet. In ihrer üblichen UngarnAversion 

diffamierten westliche MainstreamMe

dien sogleich das ganze Gesetz als homo

phob. So ein Quatsch! Es geht lediglich 

darum, der Frühsexualisieung ungari

scher Kinder einen Riegel vorzuschieben, 

um sie nicht künstlich zu verunsichern.

Rücktrittsgrund:  
Moralische Verfehlung 

Dem Kinderschutz wurden jetzt sogar 

zwei TopPolitikerinnen geopfert: Staats

präsidentin Katalin Novák hatte im Zuge 

einer Amnestie zum Papstbesuch einen 

Mann begnadigt, der seine Strafe fast 

abgesessen hatte, aber einen pädophilen 

Heimleiter gedeckt hatte. Die ehemalige 

Justizministerin, Judit Varga, hatte der 

Begnadigung zugestimmt.

Beide sind nun zurückgetreten. Nur 

wegen einer moralischen Verfehlung! Da 

sind deutsche Politiker noch aus einem 

anderem Holz geschnitzt: ein Vettern

wirtschaftler Habeck, ein CumExKanz

ler Scholz, MaskenDealer im Bundes

tag oder die ImpfstoffShoppingQueen 

in Brüssel, die schmeißen ihren Job 

nicht so ohne weiteres hin, komme da, 

was da wolle. 

In Budapest gab es im Zusammen

hang mit dem Begnadigungsskandal 

gleich mehrere Demonstrationen. Zu 

denen hatte zwar das Oppositionslager 

aufgerufen, trotzdem unterstützten sie 

versehentlich die Politik Viktor Orbáns. 

Dem ist der Kinderschutz nämlich eben

so wichtig wie den Demonstranten. So

gleich nahm er deren Impulse dankbar 

an und sprach sich für ein generelles 

Verbot von Begnadigungen aus, die im 

Zusammenhang mit pädophilen Straf

taten stehen. Außerdem stellte er eine 

weitere Perfektionierung der gesetzli

chen Rahmenbedingungen für den Kin

derschutz in Aussicht.

Man demonstriert  
für die Regierung 

Es gibt übrigens verblüffende Par

allelen: Nicht nur in Ungarn, auch in 

Deutschland gehen die Massen inzwi

schen für die Regierung auf die Straße. 

So erzählte unsere ehemalige Nachbarin, 

die Frau Kleinschmidt stolz am Telefon, 

dass sie das allererste Mal auf einer Demo 

war. Ausgerechnet die Kleinschmidt, die 

sich nie für Politik interessierte! „Woge

gen habt ihr denn demonstriert?“, wollte 

ich wissen. Gegen Waffenlieferungen, ge

gen die mickrige Rente oder gar für die 

Freilassung von Assange? Nein, nein – 

sie überlegte, dann fiel es ihr wieder ein: 

„Gegen Rechts!“ Ah ja, alles klar. 

In Deutschland wird neuerdings 

rund um die Uhr demonstriert. In jeder 

Nachrichtensendung werden die neu

esten Zahlen genannt, wie früher die 

Erfolge an der Produktionsfront. Es ist 

auch vergleichsweise ungefährlich, ge

gen Rechtsextremismus zu demonstrie

ren. Dazu rafft sich sogar unsere Frau 

Kleinschmidt auf. Ihre Begründung: 

„Die AfD will ja Millionen von Auslän

dern deportieren!“

Was Olaf darf, das darf  
die AfD noch lange nicht

Die Frau Kleinschmidt hat sich näm

lich informiert: Diese Nazis von der 

AfD hätten eine Geheimkonferenz am 

Wannsee abgehalten. Sie konnte sogar 

Quellen nennen: „Das hat so ein Fak

tenDingens rausgefunden, irgendetwas 

mit 'Korrektur' oder so!“

Alles klar! Ich habe nicht einmal ver

sucht klarzustellen, dass dieses private 

Treffen nicht von der AfD war, und dass 

es da weder um Millionen ging, noch das 

Wort Deportation fiel. Von „Abschiebun

gen im großen Stil“ sei schon mal die 

Rede gewesen, aber nicht dort, sondern 

im Kanzleramt. Aber gegen den Olaf 

wird natürlich nicht demonstriert, der 

ist ja Kanzler, der darf so etwas sagen.

Als ich noch jung und links war, hat

ten wir übrigens eine ganz andere De

monstrationskultur. Damals demons

trierten wir noch gegen die Regierung, 

gegen die Volkszählung, gegen den 

NATO Doppelbeschluss, gegen die Auf

rüstung… Heute scheint es keine sol

chen echten Probleme mehr zu geben…

Die Orbán-Regierung erhält bei ihrem 
Kernthema Kinderschutz Rückenwind  
aus dem Oppositionslager.

https://magyarnemetintezet.hu/de/

